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Kinderbetreuung soll einheitlicherwerden
Zug Der Kanton soll einMindestangebot an Betreuung denGemeinden

vorschreiben. Dies fordern zwei Kantonsräte. Sie verweisen dabei auf die Bestrebungen des Bundes.

Wer imKantonZug seineKinder
betreuen lassen will, stösst von
Gemeinde zuGemeindeauf sehr
unterschiedlicheAngebote. Die-
se unterscheiden sich insbeson-
dere in Sachen Subventionen für
die Betreuung in Kinderkrippen
und bei der schulergänzenden
Ferienbetreuung. So bieten bei-
spielsweise nur sechs der elf Ge-
meinden eine Ferienbetreuung
an.Dies soll nunüberdenKanton
hinwegeinheitlicherwerden.Das
fordern die beiden Kantonsräte
AndreasHürlimann (Alternative-
die Grünen/Steinhausen) und
Karen Umbach (FDP/Zug) ge-
meinsam mit zehn Mitunter-
zeichnenden in einem Vorstoss
an das Kantonsparlament.

Mit diesem soll der Regie-
rungsrat beauftragtwerden, eine
Vorlage auszuarbeiten, «die im
Kanton Zug für ein bedarfsge-
rechtes Angebot an familien-
und schulergänzenden Betreu-
ungsangeboten sorgt». «Ich
merke immer wieder im Aus-
tauschmit derBevölkerung, dass
das Bedürfnis noch nicht gestillt

ist», erklärt Hürlimann seine
Beweggründe. Er und Umbach
wollen, dass die Einwohnerge-
meinden dafür sorgen müssen,
dass Kinder ab dem Alter von
vier Monaten bis zum Ende der
Primarstufe betreutwerden kön-
nen. Dies über den ganzen Kan-
ton hinweg vonmindestens 7 bis
18 Uhr. Hier besteht zumindest
bei der schulergänzenden Be-
treuung andenRandstundenam
Morgen in vielen Gemeinden
Nachholbedarf.

Regierungsoll
Messlattedefinieren

Zudemsoll es inallenGemeinden
FerienbetreuungabdemKinder-
gartenaltervonmindestenszwölf
Wochen geben. Derzeit hat die
Stadt Zug mit zehn Wochen das
höchste Angebot – gefolgt von
Baar und Neuheimmit achtWo-
chen. Auch die Krippen sollen
dazu verpflichtet werden, min-
destens fünfzig Wochen im Jahr
Kinderbetreuunganzubieten.Be-
treffend Subventionen von Krip-
penplätzensollendieGemeinden

zudemsicherstellen,dassderZu-
gang zu den Angeboten für alle
Familien gewährleistet ist.

Die Angebote sollen aber auch
wirtschaftlich sein, finden die
Motionäre. So müssen nur jene
Angebote durchgeführt werden,
die ausreichend besetzt sind.
«Wir gehen davon aus, dass die
Nachfrage in den Gemeinden
gross genug ist», so Hürlimann.
Wo die Messlatte liegt, dass die
Nachfrage«genügend» ist, über-
lassen die Motionäre der Regie-
rung.«Diese soll das gemeinsam
mit ihren Experten entschei-
den.» Hürlimann und Umbach
sind überzeugt, dass sich das
geforderte Angebot volkswirt-
schaftlich rechnet. Sie beziehen
sich in ihrer Motion auf eine Er-
hebung des Bundes, wonach es
schweizweit rund55000Akade-
mikerinnengibt, dienichtberufs-
tätig sind. Dies koste rund 5,75
Milliarden Franken.

Dass eine kantonale Rege-
lung ein heisses Eisen sein kann,
dessen ist sich Hürlimann be-
wusst. Trotzdem hoffen er und
Umbach auf ausreichend Unter-
stützung für ihr Anliegen. «Wir
sind überzeugt, dass solche

Strukturen nicht nur noch Sache
der Gemeinden sein können.
EineKoordination innerhalb des
Kantons wäre sicher hilfreich.»
Hürlimann geht noch weiter. So
solle auch der Kanton prüfen, ob
er Gelder für gewisse Angebote
sprechen kann.

Bundfinanziert
VerbesserungdesAngebots
Dass die Motionäre gerade jetzt
mit ihrem Vorstoss kommen,
hängt mit der möglichen Finan-
zierung zusammen. So hat der
Bundesrat Ende April ein Förde-
rungskonzept verabschiedet.Da-
mit stellt derBund100Millionen
Franken bereit. Die Gelder kön-
nen fürProjektegesprochenwer-
den, bei denenBetreuungsange-
bote besser auf die Bedürfnisse
berufstätiger Eltern angepasst
werden, oderwennKantoneund
Gemeinden die Kosten für die
Eltern für familienergänzende
Kinderbetreuung senken.

ZoeGwerder
zoe.gwerder@zugerzeitung.ch

«Ichmerke
immerwieder,
dassdas
Bedürfnis
nochnicht
gestillt ist.»

AndreasHürlimann
Kantonsrat ALG

Widerstand gegen
Vollgeld-Initiative
Zentralschweiz Am 10. Juni be-
findet das Schweizer Stimmvolk
über die Vollgeld-Initiative. Mit
derVorlagewollendie Initianten
um den Verein «MoMo – Mone-
täreModernisierung»erreichen,
dasskünftignurnochdieSchwei-
zerische Nationalbank die Geld-
menge steuert. Die Geschäfts-
banken sollen die Menge des
elektronischen Geldes nicht
mehr mit ihrer Zinspolitik be-
einflussen können.

Gegen diese Initiative for-
miert sich Widerstand aus der
Zentralschweiz: Jüngst hat sich
ein Komitee unter der Führung
der Industrie- undHandelskam-
merZentralschweiz (IHZ) gebil-
det. Die Vollgeld-Initiative, so
die Gegner, führe eine radikale
Umgestaltung des Geldsystems
herbei. In einer Mitteilung des
Contra-Komitees lässt sich IHZ-
Präsident FelixHowaldwie folgt
zitieren: «Die Schweiz verfügt
über ein eingespieltes und stabi-
les System. Eine Umstellung
auf Vollgeld würde extremeUn-
sicherheit schaffen, was Gift für
die Zentralschweizer Volkswirt-
schaft wäre.»Weiter befürchtet
FelixHowald, dass es für kleine-
re und mittlere Unternehmen
sowie Private inZukunft schwie-
riger werden dürfte, einen Kre-
dit zu erhalten.

ZweiNational-und
zweiStänderäteweibeln

Dem Komitee gehören nebst
Howald folgende Bundesparla-
mentarier ausderRegionan:Na-
tionalratPeterKeller (SVP/NW),
Nationalrat Karl Vogler (CSP/
OW), Ständerat Hans Wicki
(FDP/NW)sowieStänderatErich
Ettlin (CVP/OW).

Die Initiativewurdeam1.De-
zember 2015 mit rund 111000
gültigen Unterschriften einge-
reicht. (red)

Cyberkriminalität
wird Politikum

Schwyz Kantonsratspräsidentin
Karin Schwiter (SP) reichte im
Auftrag der Jugendsession eine
Interpellation zum Thema Cy-
berkriminalität ein.DieSchwyzer
Jugendlichen sind überzeugt,
dass sich die Achillesferse der
Schweiz in die digitale Welt ver-
schoben hat. Das heisst, nicht
mehr nur ein militärischer An-
griff ist eineGefahr, sondernviel-
mehr die Möglichkeit, dass Fir-
men, Private oder Amtsstellen
bedroht werden.

So zeige die SchwyzerKrimi-
nalstatistik, dass imKanton zwar
weniger Straftatenals imVorjahr
verübt wurden. Die Anzahl der
Betrugsfälle habe sichabermehr
als verdoppelt. Gemäss Polizei-
kommandant Damian Meier
seien die meisten davon der
Cyberkriminalität zuzuordnen.

IstdieSchwyzerPolizei
bereit fürdenKampf?

Schwiter fragtdieRegierungdes-
halb an, mit welchen Mitteln im
Kanton Schwyz derzeit solchen
Angriffen Paroli geboten wird.
«MitwelchenMassnahmenwird
die SchwyzerPolizei aufdiemar-
kanteZunahmeanBetrugsfällen
reagieren?», will sie zudem wis-
sen. Schliesslich verlangt die
Kantonsratspräsidentin von der
RegierungAuskunft, obundwel-
chen Bedarf diese sieht, aktiv zu
werden, um den Kampf zu ver-
stärken und den neuen Heraus-
forderungenzubegegnen. (adm)

Archäologengehen leer aus
Sarnen Der Abbruch der Villa Landenberg interessierte auch die Archäologen. Sie kamen allerdings nicht
auf ihre Kosten. TrotzdemkannArchäologeHermann Fetz dem«Reinfall» etwas Positives abgewinnen.

Matthias Piazza
matthias.piazza@obwaldnerzeitung.ch

«Wir haben weder römische
nochprähistorischeÜberbleibsel
gefunden», lautete gestern Vor-
mittag das ernüchternde Fazit
von Hermann Fetz. WenigeMe-
ter neben ihm hob ein Bagger
vorsichtig Erde aus. Der aus Lu-
zernherbeigezogeneArchäologe
begleitete die Abbrucharbeiten
der ehemaligen Villa Landen-
berg in Sarnen.

Aus gutemGrund: BeimBau
der Villa 1858 wurden während
der Aushubarbeiten archäologi-
sche Funde gemacht. Aus der
Römerzeit stammten eine Lam-
pe, ein Parfümfläschchen, ein
weiteres Gefäss sowie ein Ton-
ziegel. Auf der Kuppe des Lan-
denberg-Hügels wurden bei
einer grossen archäologischen
Grabung 1983 zudemSiedlungs-
spuren entdeckt, die vomMittel-
alter über die Römerzeit bis ins
vierte Jahrtausend vor Christus
zurückreichten.

Römerhinterliessen
ihreSpuren

Entsprechend gross waren die
Erwartungen, auch die histori-
schen Fakten haben dafür ge-
sprochen, auf Zeugnisse der rö-
mischen Vergangenheit zu tref-
fen. «Durchdas Sarneraatal und
über den Brünig führte eine
wichtige römische Verkehrsrou-
te», erklärte Hermann Fetz. Da-
von zeugt auchder ehemalige rö-
mischeGutshof inderAlpnacher
Uechteren, dessen Überreste
man 1914 dort fand, nebst Krü-
gen, Münzen und Werkzeugen.
«Weitere römische Spuren wie
Krüge oder Dachziegel hätten
wirwegenderNähe zur Landen-
berg-Burg auch auf diesem
Grundstück erwartet», begrün-
dete er die enge archäologische
BegleitungderAbbrucharbeiten.

Stattmit grossenMaschinenauf-
zufahren, wurdemit einem Bag-
ger die Erde vorsichtig abgetra-
gen – vergeblich, wie sich nun
eben herausstellte.

«Der Forscher in mir ist ent-
täuscht und überrascht, dass wir
nichts historisch Interessantes
fanden. Der Bodendenkmalpfle-
ger in mir ist irgendwie erleich-
tert. Damit ersparen wir uns auf-
wendigeundteureAusgrabungen
mit Personal, Zelten und sonsti-
ger notwendiger Infrastruktur»,
bilanzierte er. So ein «Reinfall»
gehöre eben zum Berufsrisiko.
«Wir können ja nicht in den Bo-

den hineinschauen, alsomüssen
wirgrabenunderlebendannauch
solcheÜberraschungen.»

WeitereGrabungen
wirdesnichtgeben

Der Entscheid, den Abbruch
archäologisch zu begleiten, sei
in jedem Fall richtig gewesen.
«So liess sich vermeiden, die
Abbrucharbeiten notfallmässig
stoppen zu müssen, falls Über-
raschendes zu Tage gekommen
wäre», begründete er das Vorge-
hen. Er schloss nicht aus, dass
hundert Meter neben der Ab-
bruchgrube historische Spuren

imBoden schlummern.Dasgan-
ze Areal werde aber deswegen
nicht umgepflügt, nicht zuletzt
der hohen Kosten wegen. «Viel-
leicht bleiben diese römischen
Überbleibsel nochweitere 2000
Jahreunentdecktunddadurcher-
halten», spekulierte er.

UmdieVillaLandenberggab
es einen jahrelangen Streit zwi-
schenderBesitzerinunddenBe-
hörden. Im Dezember des ver-
gangenen Jahres entliess die Re-
gierung das denkmalgeschützte
Gebäude schliesslich aus dem
Schutzplan.DieVillawar seit Jah-
ren unbewohnt und verfiel.

Archäologe Hermann Fetz im Gesprächmit einem Arbeiter. Bild: Corinne Glanzmann (Sarnen, 8. Mai 2018)

«DerForscher
inmir ist
enttäuscht,
derDenkmal-
pfleger ist
erleichtert.»
HermannFetz
Archäologe
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